
1 . Ausgangssituation

Der Bebauungsplan 
"Liegnitzer Weg" erlangte im Oktober 1979 Rechtskraft '

Durch den Bebauungsplän wurde die weiteie Verdichtung der bereits-im Gel-

tungsbereich vorhanäenen Bebauu ng plan u ngsrechtlich vorbereitet' DarÜber

hinaus sicherte die Bauleitplanung dän Fortbestand der Kleingartenanlage

,,Waldhügel".

Geltungsbereich

Die projektierte 6. A.ndelunE des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nr' 22'

Kennwort: ,,Liegnitzer Weg;bezieht sich auf das Grundstück Gablonzer Weg

21, Flurstü ck l2 l ,  Flur 105, Gemarkung Rheine-Stadt '

Der räumliche Geltungsbereich ist im Anderungsplan geometrisch eindeutig

festgelegt.

Ü bergeord nete Vorgaben

Der Gebietsentwicklungsplan des Regierungsbezirks Münster/Teilabschnitt

Münsterland stellf die AnäerungsflächL als Wohnsiedlungsbereich dar' Dem

Anpassungsgebot gem. S 1 AG. 4 BauGB an die Ziele der Raumordnung und

Landesplanung wird damit entsprochen'

Die im Anderungsentwurf vorgesehene Nutzung ist aus dem Flächennutzungs-

pl"n "nt*ickelt:-der entsprecliende Bereich des Bebauungsplanes "Liegnitzer

üV"g" wird als Wohnbaufläche dargestellt'

B e g r ü n d u n g

zur 6. Anderung des Bebauungsplanes
Nr. 22, Kennwort: "Liegnitzer Weg",

der Stadt Rheine

Bestandsaufnahme

Lage im Stadtgebiet

Der Anderungsbereich liegt im Stadtteil Dorenkamp im sÜdwestlichen Sied-

tungsgefUge ä.t Stadt Rnäine. Die im Stadtteil Dorenkamp vorhandenen Ver-

rorlr-ngr*hwerpunkte können vom Anderungsbereich aus gut erreicht wer-

den.
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Mit einer Entfernung von ca. 2 km (Luftl inie) zum Rathauszentrum ist das Ge-

biet  so gelegen, daäs die in der f  nnunsi"Ot von Rheine vorhandenen Versor-

grngt"i"ntichtungen gut zu erreichen sind'

Zustand von Natur und Landschaft

Das umfeld des Anderungsbereiches sowie das GrundstÜck Gablonzer weg

21 selbst sind gegenwärtig geprägt durch die entsprechend den planungsrecht-

l ichen Vorgaben ä", g"Uäu"rngtpr"nä. entstandene Ei nfamilien hausbeba u u ng

r.nit o"n fuidiese Nutzung typischen wohngärten.

Ver- und Entsorgung

Beim Anderungsbereich handelt es sich um eine Fläche innerhalb eines voll-

ständig bebauten Bereichs. rntsprecr'enJ sind bereits alle notwendigen techni-

schen lnfrastruktureinrichtungen vorrranden: Die Entwässerung des Plange-

bietes erfolgt un"i 0". städtiJche Kanalnetz im Mischsystem'

Die Versorgung mit Gas, wasser und strom wird durch die stadtwerke Rheine

GmbH bereitgestellt '

Gemäß Löschwasserbereitstellungsplan können laut DVGW Arbeitsblatt w 405

im Umkreis von äoo rvr"tutn 96 m1n Löschwasser aus dem Trinkwasserversor-

gungssystem oei Lwn zur Verfügung gestelltrrve.rden' Diese Löschwasserver-

sorgung erfolgt im Rahmen der.*i"Jt]än der EWR und der stadt Rheine ge-

schlossenen Vereinbarung ,u,. g"äitstettung von Löschwasser durch das lei-

tungsgebundeneWasserversorgungssystem.Dieb'ereitstehendeMengevon
g6 m3/h ist nach Auskunft Oer orUicÄen'Feuerwehr ausreichend' um in einem

WohngenietdenGrundfeuerschutzsicherzustel|en.

Die Beseitigung der Abfallstoffe wird von der örtlichen Müllabfuhr durchgeführt'

Eine geordnete Abfallentsorgung, die das Gewinnen von Stoffen und Energien

aus Abfällen (Abfallvenrverlung) und das Ablagern v-on Abfällen sowie die hierzu

erforderlicnen wtaenahmen Oäi EiÄät*"fnt] des Beförderns' des Behandelns

und Lagerns umfasst, ist gewährleistet'

Verkehrliche Erschließung

über den Straßenzug Trakener WegAryaldmarkstraße erhält das Plangebiet

Anschluss an diä ö"i"nnorner Straöe/K 69' Diese Kreisstraße bildet den An-

schlusspunkt an das überörtliche ü"rr"rtttnetz das die Stadt Rheine tangiert'

DieAnbindungandasStadtBusSystemerfolgty!9,roieHa|teste| len, ,Wald.
markstraße,, bzw. Königsberger Siraße" in urimittelbarer Nähe des Anderungs-

bereiches.
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4.5 lmmissionen/Emissisnen

Der Anderungsbereich l iegt zentral in einem Gebiet, in dem nur wohngebäude

vorhanden siiJ. Entsprec"hend ist das Areal nicht durch lmmissionen belastet'

Auch von der projektierten Anderung bzw. deren Realisierung - Ausdehnung

der überbaubareÄ Fläche -  gehen für die angrenzende Wohnbebauung keine

unzurnutbaren Emissionen aus'

4.6 Altlasten

Der Stadt Rheine l iegen keine Verdachtsmomente vor, dass im Anderungsbe-

reich Allasten (Altablagerungen oder Altlastenstandorte) vorhanden sind (vgl'

unter anderem Altlastenverzeichnis der stadt Rheine).

4.7 DenkmalPflege

lm Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung befinden sich.weder Bau-

noch Bodendenkmäler. Auch in direkter Nähe zum Plangebiet sind keine ent-

sprechenden Denkmäler vorhanden. Besonders geschützte Teile von Natur

und Landschaft, wie Naturdenkmäier bzw. geschützte Landschaftsbestandteiie

gem S 22 bzw.23 Landschaftsgesetz Nordrhein-Westfalen weist das Plange-

biet ebenfalls nicht auf.
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Planung

Ve rke h rsersc h I ießu ng/Ve rsorg u n g

Durch die Anderungsinhalte wird nicht in das vorhandene Erschließungssystem

eingegriffen, die beitehenden technischen lnfrastruktureinrichtungen sind aus-

reichend um vorgesehene Erweiterung eines Wohnhauses anschließen und

versorgen zu können.

Anlass und Inhal t  der Planung

Das im Anderungsbereich gelegene Grundstück ist mit 648 m2 aus heutiger

Sicht relativ großzUgig g"tönnitt"n. Das aufstehende Gebäude, das bei Auf-

stellung des-Bebauü;gäptanes bereits erstellt war, ist relativ eng mit Baugren-

zen umzogen, sodarJ"in" Erweiterung des Gebäudes unter Berücksichtigung

des bestehenden Garagengebäudes ohne weiteres nicht möglich ist '

Die Eigentümer beabsichtigen, das Gebäude um einen Alterswohnsitz fÜr ein

Familiänmitglied zu erweitern. Um dieses Vorhaben planungsrechtlich ohne

weitreichende Eingriffe in die vorhandene Baustruktur vornehmen zu können,

wird eine Ausdehriung der überbaubaren Flächen in westlicher Richtung vorge-

schlagen.
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Diesem wunsch wird entsprochen; die Baugrenzen werden so ausgedehnt'

dass entlang des ,,Trakener Weg" ein UinOeltabstand von 3'00 m zur öffentl i-

chen Verkehrsfläc'he verbleibt. die Ausciehnung der überbaubaren Flächen

folgt dem städtebaulichen Ziel, eine Nachverdici ' ' t 'ng des vorhandenen Ge-

bäudebestandes zu ermöglichen. Die Nachverdichtung des Bestandes folgi

dem generellen z,ul, l;;üerbrauch von freiem Landschaftsraum für sied-

lungszwecke zu reduzieren. Dabei wird jedoch lus 
planungsrechtlicher sicht

keine zusätzliche Bebauung vorbereite:. Die zulässige Bebauung des Grund-

stücks wird durch eine CruÄdflächenzahl von 0,4 begrenzt' Dieser bestehende

wert wird im Rahmen der 6. Anderung nicht erhöht.

Die übrigen Festsetzungen des Be.bauungsplanes - Zahl der Vollgeschosse'

Geschossflächeniatrt uäo Dachneigung - bleiben unverändert.

Voraussetzungen und Folgen des vereinfachten Verfahrens nach $ 13

BaUGB

Das 6. Anderungsverfahren zum BebauunEsplan Nr-.22,,,Liegnitzer Weg" soll

im vereinfachten Verfahren Ourcr,gäiürrrt wärden' S 13 BauGB enthält die Be-

dingungen ,u,. Rn*unJung dieseJv"tf"ht.ns: Die erste Vorgabe sagt aus'

dass durch Oie nnClrung äi" Gru.ndzüge eler Pianung nichi berühr-t werden

dürfen. Darüber rrinaus äarf der Anderüngsinhalt nicht die Zulässigkeit eines

Vorhabens vorbereiten bzw. begrunden, äas einer pfricht zur Durchführung ei-

ner UmwelWertraglichkeitsprüfuig nach'Anlage 1 zum Gesetz über die Um-

weltverträglichkeitsprüfung oder nach Landes--recht unterliegt' zusätzlich dürfen

keine AnhattspunXtl tUr elne Beeinträchtigung der in $ 1 Abs' 6 Nr' 7 Buchsta-

be b BauGB genannten Schutzgüter bestehen'

sofern diese Voraussetzungen erfüllt werden, kann im vereinfachten Verfahren

von der frühzeitigen unterrichtung und Erörterung nach $ 3 Abs' 1 u1d. s 4 Abs'

1 BauGB "ng"r;Ä.n werden, auöfr wird von der Umweltprüfung nach $ 2 Abs'

4, von dem umwennericrrt nach $ 2a und von der Angabe nach $ 3 Abs' 2 Satz

2, welche Arten umweltbezogener lnformationen verfügbar sind' abgesehen'

Die Frage, ob ein Anderungsinhalt die Grundzüge der Planung berührt' läßt

sich anhand der voitiegenOän Rechtsprechung bzw' der einschlägigen Kom-

mentierungen nichi fe"nerett qät"l piimar kommt es auf die räumlichen Aus-

wirkungen Oer nnJeirni ,n Reichen diese nicht weit, sondern beschränken

sie sich aut rueinere aUirenzOare Bereiche, so kann zumeist davon ausgegan-

gen werden, Oa""'Ji" A"nO"rung Oie-Grundzüge derPlanung nicht berührt' Je

eher die Anderung Auswirkung"n "rf das geJamte Baugebiet oder gar darüber

hinaus hat, desto-eher muss ning.ö;n uoti"in"t, Berührung der Grundzüge der

planung ausgegangen werden. r.r"än der einschlägigen Kommentierung dürfen

ggf. auch raumticnineitgreifende Änä"tungen die öiundzuge der Planung nicht

berühren, wenn sie lediglich marginäle Beäeutung fÜr das Plankonzept als sol-

ches haben.
Entscheidendist ,dassdiep|aner ischeGrundkonzept ionnichterheb| ichverän_
dert wird. lm Rahmen der o. Ano"iung des Bebauungsplanes Nr.. 22, Kennwort'

,,Liegnitzer weg;,, weroen die Grund=üg" der P_lanung nicht berührt' Die dem

Bebauungsplan insgesamt zugrunJe tiägende Konzeption - bauleitplanerische

I
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Absicherung eines wohngebietes vornehmlich für  Einfami l ienhäuser -  b le ibt  in

ihrem gr-undsäfzlichen Chärakter unangetastet Die. Grund- bzw' Planungskon-

zept ion wird nicht  berührt ,  da die Plan'nderung sich nur auf ein Detai l  der Pia-

nung bezieht:  Die Ausdehnung der überbaubaren Fläche fÜr ein Grundstück

unter Beibehaltung aller Ubrigän Festsetzungen. Insbesondere die den Versie-

gelungsgrad bestiämende Grundflächenzah-l bleibt mit 0'4 unverändert' Es

handel t  s ich hierbei  um eine wenig einschneidende, mehr punktuel le Anderung'

äi"  r" inun Eingr i f f  in die Grundzüge der planung beinhal tet .

Mit diesen Anderungsinhalten wird auch nicht die Zulässigkeit eines UVP-

ptti.frt ig"n Vorhabeis vorbereitet oder begründet' lm vorliegenden Fall werden

weder neue Baurethte geschaffen, noch [estehende Baurechte vergrößert: Es

wird zwar die überbaubäre Fläche ausgedehnt, jedoch kann auf den Grund-

,iU.L"r ir Anderungsbereich insgesairt keine größere Fläche als bisher be-

baut werden, da die-für das Maß der Bebauung entscheidende Grundflächen-

zahl unverändert bleibt. Davon gehen keine erheblichen Umweltbeeinträchti-

gungen aus. Von daher bestehen auch keine Anhaltspunkte fÜr eine.Beein-

irä"it ig, ng von FFH-Gebieten oder europäischen Vogelschutzgebieten'

Damit werden insgesamt die Voraussetzungen erfüllt, um das 6-.Anderungs-

verfahren Oes ge6auungsplanes Nr. 22, Kännwort: ,,Liegnitzer Weg" als ver-

einfachtes verfahren nach $ 13 BauGB durchzuführen.

Verfahrensmäßig wird entsprechend der Regelung des S 13 (2) BauGB von

einer frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach S 3 Abs' 1 und $ 4 Abs' 1

BauGB abgesehen.

Der betroffenen Öffentlichkeit wird über eine Auslegung nach $ 3 Abs 2

BauGB Gelegenheit zur stellungnahme gegelen; die Aufgabenbereiche von

Behörden und sonstigen Trägern öffentlühär Belange weiden durch die Ande-

iungsinhalte nicht neiUfrrt; eiäe Beteil igung erfolgt deshalb nicht'

Gem. $ 13 Abs. 3 BauGB wird auch keine umweltprüfung nactr $ 2 Abs' 4

BauGB durchgefÜhrt und auch kein Umweltbericht nach $ 2a BaUGB erstellt '

Auch von der nnö"5" in der Auslegungsbekanntmachung nach $ 3 Abs' 2 Sarz

2 BauGB, welcne-Arten umweltbezäge-ner Informationen verfügbar sind, wird

abgesehen.

Die Anderung geht aus dem Anderungsplan von Januar 2006 durch Gegen-

überstellung hervor. Die im rechtsverbindlichen Bebauungsplan N1, 22' Kenn-

wort: "Liegnitzer Weg" getroffenen textlichen Festsetzungen und Hinweise be-

halten unverändert Rechtskraft .

Kosten der Planung

Der Stadt Rheine entstehen durch die Realisierung der Planänderungsinhalte

keine Kosten.

\./
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5.5 Umsetzung und Real isierung der Planung

DieAnderungwirdaufAntragderEigent , I? ,d .esGrundsiÜckesimAnde.-
rungsberei"riorr.ng;;;;.Xr l"itriär,** Ziel wird - nach Abschluss des Ande-

rungsverfahrens - ein Baub"g;;;i;Frühjahr 2006 angegeben somit scheint

eine zügigu Ä"ätiti"rung der Anderungsinhalte gesicheri'

Rheine, 09. Januar 2006

Stadt Rheine
Die Bürgermeisterin

tn'VörJretung
r\ '  .
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"f- "r "
,; |"-'.iil !. .. -,'

Dr. #ndfkiätzsch I 
--

Ei'ster Beigeord netei'


